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Geſetz⸗ Sammlung 
fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


a 


= No. 18. 5 


(No. 970.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 17ten Auguſt 1825. daß die Deklaration vom 
21ſten November 1803., wornach die Kinder gemiſchter Ehen in dem 
Glaubensbekenntniß des Vaters zu erziehen, auch auf die weſtlichen Pro⸗ 
vinzen angewendet werden ſoll. 


Se | 
„Ju den Rheinprovinzen und in Weſtphalen dauert, wie Ich vernehme, der 


Mißbrauch fort, daß katholiſche Geiſtliche von Verlobten verſchiedener Kon⸗ 
feſſion das Verſprechen verlangen, die aus der Ehe zu erwartenden Kinder, ohne 
Unterſchied des Geſchlechts, in der katholiſchen Religion zu erziehen und dar 
ohne die Trauung nicht verrichten wollen. Ein ſolches Verſprechen zu fordern, 


kann ſo wenig der katholiſchen, als im umgekehrten Falle der evangeliſchen Geiſt⸗ 


lichkeit, geſtattet werden. In den oͤſtlichen Provinzen der Monarchie gilt das 
Geſetz, daß eheliche Kinder ohne Unterſchied des Geſchlechts in dem Glaubens⸗ 
bekenntniß des Vaters erzogen werden; = 

Deklaration vom 21ften November 1803, 
in dieſen Theilen des Staats find und werden ebenfalls gemiſchte Ehen ge⸗ 
ſchloſſen und von katholiſchen Geiſtlichen eingefeegnet, und es waltet kein Grund 
ob, daſſelbe Geſetz nicht auch in den weſtlichen Provinzen geltend zu machen. 
Demgemaͤß verordne Ich hiermit, daß die Deklaration vom 21ſten Novem⸗ 
ber 1803. auch in den Rhein⸗ und Weſtphaͤliſchen Provinzen befolgt, und mit 
dieſer Order in der Geſetzſammlung und in den Amtsblaͤttern der betreffenden 
Regierungen abgedruckt werden ſoll. Die ¿either von Verlobten dieſerhalb ein⸗ 
gegangenen Verpflichtungen ſind als unverbindlich anzuſehen. 

Das Staatsminiſterium hat hiernach das Weitere zu verfuͤgen. 
Berlin, den 17ten Auguſt 1825. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 
* * 


Jahrgang 1825. K E Dekla⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin den ten Oktober 1825.) 
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| Deklaration vom 21ſten November 1803. 


S. Königliche Majeſtät von Preußen haben in Erwägung gezogen, daß die 
Vorſchriften des Allgem. Landrechts Theil 2. Tit. 2. $. 76., nach welchen bei 
Ehen zwiſchen Perſonen verſchiedenen Glaubensbekenntniſſes die Soͤhne in der 
Religion des Vaters, die Toͤchter aber in dem Glaubensbekenntniſſe der Mutter 
bis nach zuruͤckgelegtem 14ten Jahre unterrichtet werden ſollen, nur dazu dienen, 
den Religions-Unterſchied in den Familien zu verewigen, und dadurch Spal⸗ 
tungen zu erzeugen, die nicht ſelten die Einigkeit unter den Familiengliedern zum 
großen Nachtheile derfelben untergraben. Hoͤchſtdieſelben ſetzen daher hierdurch 
allgemein feſt, daß eheliche Kinder jedesmal in der Religion des Vaters unter⸗ 
richtet werden ſollen, und daß zu Abweichungen von dieſer geſetzlichen Vorſchrift 
kein Ehegatte den andern durch Vertraͤge verpflichten duͤrfe. Uebrigens verbleibt 
es auch noch fernerhin bei der Beſtimmung des $. 78. a. a. O. des Landrechts, 
nach welcher Niemand ein Recht hat, den Eltern zu widerſprechen, ſo lange ſelbige 
uͤber den ihren Kindern zu ertheilenden Religions⸗ Unterricht einig ſind. 

Se. Königliche Majeſtaͤt befehlen ſaͤmmtlichen Landes⸗Juſtizkollegien und 
Gerichten, insbeſondere den Konſiſtorien und vormundſchaftlichen Behoͤrden, ſich 
nach dieſer Deklaration gebuͤhrend zu achten, und ſoll ſelbige gedruckt und zur 
allgemeinen Kenntniß gebracht werden. : : 


Berlin, den 2tſten November 1803, 


Friedrich Wilhelm. 
v. Goldbeck. v. Maſſow. 


(No. 974.) 
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(No. 971.) Allerhoͤchſte Deklaration der Verordnung vom 20ſten Juni 1817, und des 
Geſetzes vom 29ſten November 1819,, betreffend die Appellation gegen 
Entſcheidungen in gutsherrlich- und baͤuerlichen Angelegenheiten. Vom 
26ften ar 1825, 


sarta 


Dis Staats ministerium hat Mir in ſeinen Berichten vom 10ten Auguſt v. = — ee 


hs Joe Aes 


J. und 19ten d. M. vorgetragen: bb 


daß bei dem Verfahren tiber gutsherrliche und baͤuerliche Regulirungen Zs. EE 5 e 
welches dahin geordnet ift, daß die gleichartigen Intereſſen mehreren? N 
Betheiligten in einem und demſelben Prozeſſe eroͤrtert und entſchieden 
werden, in dem Betracht, daß dieſe Theilnahme an dem gemein⸗ 
ſchaftlichen Prozeſſe noch keine Gemeinſchaft des Rechts wirke, Zweifel 
daruͤber entſtanden ſind, ob bei der Frage uͤber die Zulaͤßigkeit der 
gegen die Entſcheidungen erſter oder zweiter Inſtanz eingelegten Appel⸗ 
lationen und reſp. Reviſionen, der Gegenſtand nach dem Geſammtbe⸗ 
trage aller ſtreitigen Leiſtungen der mehreren Theilnehmer, oder nach 

dem Betrage der Leiſtungen jedes einzelnen Theilnehmers berechnet 8 
werden muͤſſe? 

Zur Erledigung dieſer Zweifel beſtimme Ich hiermit, daß dieſe Berech⸗ 
nung nach dem Geſammtbetrage aller Leiſtungen der mehreren Theilnehmer, 
welche den Gegenſtand der Appellations- oder Reviſions-Beſchwerden ausmachen, 
zugelegt werden ſoll. 5 


Ich beauftrage das Staats miniſterium, dieſe Meine Deklaration der Ver⸗ 
ordnung vom 20ſten Juni 1817. und des Geſetzes vom 29ſten November 1819. 
durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 26ſten Auguſt 1825. 


. Friedrich Wilhelm. 


An 
das Staatsminiſterium. 


DTS 


a 


